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Die Woche im Arbeitsrecht

// Im Blickpunkth

Mit der Frage, unter welchen Voraussetzungen im Einzelnen tarifliche Regelungen und dabei insbesondere die so ge-

nannten Rationalisierungsschutzabkommen die Erstreikbarkeit von Tarifsozialpl�nen verhindern k�nnen, besch�ftigen

sich Lindemann/Dannhorn in ihrem Beitrag. Otto/M�ckl besprechen in ihrem Aufsatz die aktuelle Entscheidung des BAG

vom 17.1.2008 zum K�ndigungsschutz bei Arbeitsverh�ltnissen mit Auslandsbezug.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von HorstMarburger,

Oberverwaltungsrat, AOK

Baden-W�rttemberg, Geis-

lingen/Steige

Neuregelung des Sozialversiche-
rungsausweises zum 1.1.2008

Jeder Arbeitnehmer erh�lt einen Sozialversi-

cherungsausweis (SVA). Diese lakonische Re-

gelung im Vierten Buch Sozialgesetzbuch

(SGB IV) hat ganz erhebliche Auswirkungen

auf die Arbeitgeber. Der SVA ist zweifellos

ein wichtiges Dokument. Die Regelungen

dar�ber befanden sich bis zum 31.12.2007

in verschiedenen Vorschriften. Durch das Ge-

setz zur �nderung des Vierten Buches So-

zialgesetzbuch und anderer Gesetzes vom

19.12.2007 (BGBl. I S.3024) sind diese Vor-

schriften durch § 18h SGB IV ersetzt worden.

Sie wurden ganz erheblich gestrafft.

Geblieben ist die Verpflichtung f�r Mitarbeiter

bestimmter Branchen, den SVA bei der Arbeit

mit sich zu f�hren. Es handelt sich dabei um

das Baugewerbe, das Gastst�tten- und Beher-

bergungsgewerbe, das Personen- und G�ter-

bef�rderungsgewerbe, das Schaustellerge-

werbe, ferner um Unternehmen der Forstwirt-

schaft, des Geb�udereinigungsgewerbes und

vonUnternehmen,die sich amAuf-undAbbau

vonMessenundAusstellungenbeteiligen.

Beseitigt wurde der so genannte Ersatzaus-

weis, den bestimmte ausl�ndische Arbeitneh-

mer anstelle des SVAmit sich zu f�hren hatten.

Nunmehr sind Besch�ftigte, die im Rahmen ei-

nes im Ausland bestehenden Besch�ftigungs-

verh�ltnisses in das Inland entsandt werden,

verpflichtet, statt des SVA den Aufenthaltstitel

oder die Bescheinigung E 101 (f�r Staaten des

europ�ischen Wirtschaftsraumes) mit sich zu

f�hren. Die neuen Regelungen �ber den SVA

sind klarer und einfacher gehalten, als die bis-

herigen Bestimmungen und erleichtern zwei-

fellos denEinsatz des SVA inder Praxis!

Entscheidungen
BAG: AGB-Kontrolle einer doppelten

Schriftformklausel

Das BAG entschied in seinemUrteil vom20.5.2008

–9AZR382/07–,dass vomArbeitgeber vorformu-

lierte Arbeitsvertragsklauseln gem�ß § 307 Abs. 1

S. 1 BGBunwirksam sind,wenn sie denArbeitneh-

mer entgegendenGeboten vonTreu undGlauben

unangemessen benachteiligen. Nach § 305b BGB

haben individuelle Vertragsabreden vor Allgemei-

nen Gesch�ftsbedingungen Vorrang. Im vorlie-

genden Fall bed�rfen nach dem Formulararbeits-

vertrag �nderungen und Erg�nzungen des Ver-

trags sowie der Verzicht auf das Schriftformerfor-

dernis der Schriftform. Der Erstattungsanspruch

des Arbeitnehmers folgt aus betrieblicher �bung.

Die Schriftformklausel erweckt beim Arbeitneh-

mer entgegen der Schutzvorschrift des § 305b

BGB den Eindruck, auch eine m�ndliche individu-

elle Vertragsabrede sei wegen Nichteinhaltung

der Schriftform gem�ß § 125 S. 2 BGB unwirksam.
(Quelle: PM BAG vom 20.5.2008)

BAG: Urlaubsabgeltung bei zweiter

Elternzeit

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

20.5.2008 – 9 AZR 219/07 –, dass der Arbeitge-

ber den Resturlaub nach der Elternzeit im laufen-

den oder im n�chsten Urlaubsjahr gew�hren

muss, wenn der Arbeitnehmer den Urlaub vor

dem Beginn der Elternzeit nicht oder nicht voll-

st�ndig erhalten hat (vgl. bis 31.12.2006 § 17

Abs. 2 BErzGG, danach inhaltsgleich § 17 Abs. 2

BEEG). Der Urlaub ist abzugelten, wenn das Ar-

beitsverh�ltnis w�hrend der Elternzeit endet

oder es im Anschluss an die Elternzeit nicht fort-

gesetzt wird (§ 17 Abs. 3 BErzGG/BEEG). Der Se-

nat h�lt somit an seiner bisherigen Rechtspre-

chung zu § 17 Abs. 2 BErzGG nicht mehr fest.
(Quelle: PM BAG vom 20.5.2008)

BAG: Betriebs�bergang – Gr�ndung einer

Service GmbH

Das BAG entschied in seinemUrteil vom21.5.2008

– 8 AZR 481/07 – wie folgt: Gr�ndet ein Kommu-

nalunternehmen, das Krankenh�user betreibt,

eine Service GmbH und �bernimmt diese alle Rei-

nigungskr�fte dieser Krankenh�user, so liegt ein

Betriebsteil�bergang vor, wenn die GmbH imWe-

ge der Arbeitnehmer�berlassung alle �bernom-

menen Reinigungskr�fte an das Kommunalunter-

nehmen „zur�ckentleiht“ und diese dort die glei-

chenT�tigkeiten verrichtenwie bisher. Dies gilt je-

denfalls, wenn ausschließlicher Gegenstand des

Unternehmens der Service GmbHdie Stellung von

Personal an das Kommunalunternehmen oder an

dessenTochterunternehmen ist.
(Quelle: PM BAG vom 21.5.2008)

BAG: Abfindungsanspruch nach § 1a KSchG

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

13.12.2007 – 2 AZR 971/06 – wie folgt: Der Ab-

findungsanspruch nach § 1a Abs. 1 KSchG ent-

steht nach dem Wortlaut der Norm nicht, wenn

der Arbeitnehmer die K�ndigung klageweise an-

greift. Dies gilt auch f�r eine nach Ablauf der

dreiw�chigen Klagefrist eingereichte K�ndi-

gungsschutzklage und einen Antrag des Arbeit-

nehmers auf nachtr�gliche Klagezulassung nach

§ 5 KSchG. Durch eine R�cknahme des Antrags

auf nachtr�gliche Klagezulassung und/oder die

R�cknahme der K�ndigungsschutzklage k�nnen

die Voraussetzungen des § 1a Abs. 1 S. 1 KSchG

nicht mehr nachtr�glich erf�llt werden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1225-1

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Whistleblowing – �nderung des § 612a BGB

in ein Anzeigerecht

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll i.R.d. �n-

derungen zum Lebensmittelrecht in Folge des

„Gammelfleichskandals“ die Regelung des

§ 612a BGB (Maßregelungsverbot) durch ein An-

zeigerecht ersetzt werden, das Arbeitnehmern

die M�glichkeit gibt, Informationen an Beh�rden

weiterzugeben ohne den Arbeitgeber informie-

ren zu m�ssen. Ein Verstoß gegen die Treupflicht

best�nde damit nicht mehr.

Geplanter Wortlaut des § 612a BGB:
// BB-ONLINE BBL2008-1225-2

unter www.betriebs-berater.de
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